
Bedeutung informeller Planungsinstrumente und Umsetzungsstrategien für eine zukunftsfähige Stadtentwicklung und Risikovorsorge 

Wissenschaftlicher Wettbewerbsbeitrag 
zum Werner-Ernst-Preis 2003, beim 
Förderkreis für Raum- und Umweltpla-
nung e.V. (FRU), 25.08.2003 

Die Zukunftsaufgabe der Wohnungs- und Sied-
lungspolitik wird in aufgeschlossenen Fach-
kreisen von Planern und Architekten im Stadt-
umbau, der Stadterneuerung, gesteuerten 
Schrumpfungsprozessen und nicht mehr im 
Neubau gesehen. 

 
 
BEDEUTUNG INFORMELLER PLANUNGS-
INSTRUMENTE UND UMSETZUNGS-
STRATEGIEN FÜR EINE ZUKUNFTSFÄHIGE 
STADTENTWICKLUNG UND RISIKOVORSORGE 

Wie ist dennoch die Diskrepanz zwischen 
den in den auf dem Nachhaltigkeitsprinzip 
beruhenden Konzepten formulierten An-
sprüchen und dem tatsächlichen Handeln 
zu erklären?  

Die seit Jahren in Deutschland gängige Stadt-
entwicklungspolitik ist langfristig weder ökolo-
gisch und sozial verträglich noch wirtschaftlich 
tragfähig. Sie ist gekennzeichnet durch einen 
enormen Ressourcenverbrauch (Energie, Bo-
den, Stoffe, Freiflächen, Wasser, Luft,...), den 
anhaltenden Neubau auf der „Grünen Wiese“, 
die Ausweisung von Flächen für freistehende 
Einfamilienhäuser und Gewerbeparks auf z.T. 
wichtigen Retentionsflächen und im Umland 
der Städte, was eine fortschreitende Suburba-
nisierung und eine stetige Zunahme des Ver-
kehrsaufkommens zur Folge hat. Auch der 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur für den moto-
risierten Individualverkehr verläuft ungebremst. 
Die Umwidmung von täglich 129 ha Freiflä-
chen in Siedlungs- und Verkehrsflächen in der 
Bundesrepublik spiegelt diese Entwicklung 
eindrucksvoll wider.1 

Die in verschiedenen Fachkreisen oft benann-
ten Gründe sind sehr vielschichtig und eng mit 
unseren gesamtgesellschaftlichen und politi-
schen Strukturen verknüpft. Sie werden jedoch 
im Allgemeinen selten explizit im Zusammen-
hang dargestellt. Stichpunktartig seien einige 
der Gründe dargestellt, um deren Bandbreite 
aufzuzeigen: 
� gesellschafts- und bildungspolitische Gründe 

• unzureichende Ausbildung aller am Bau-
wesen beteiligten Akteure 

• Nicht-Vereinbarkeit von „Wachstumsprin-
zip“ und „Nachhaltigkeitsprinzip“3 

• herrschendes Gesellschafts- und Wirt-
schaftssystem bzw. herrschende Werte-
haltung der Gesellschaft und die damit zu-
sammenhängende „Nicht-Infragestellung“ 
unserer Ansprüche, Bedürfnisse und Ver-
haltensweisen  

Die Problematik der aktuellen Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung, die einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung widerspricht, ist seit langem 
erkannt und durch die jüngsten Klima- und 
Hochwasserkatastrophen auch für die breite 
Öffentlichkeit ersichtlich. Von den verschie-
densten Institutionen und Organisationen der 
öffentlichen Hand sowie von unabhängigen 
Forschungseinrichtungen liegen zahlreiche 
Konzepte, Strategieansätze und technische 
Lösungsvarianten vor, die dem entgegenwir-
ken sollen. An einigen Modellprojekten wird 
bereits versucht, diese Konzepte in die Realität 
umzusetzen. 2  

• existenzielle Ängste unserer Wohlstands-
gesellschaft4  

• fehlendes langfristiges Denken 
• fortschreitende Globalisierung, Europäisie-

rung, Entregionalisierung5 und damit zu-
sammenhängendes Konkurrenzdenken 

� wirtschafts- und finanzpolitische Gründe 
• gängiges Finanzsystem6 
• fehlende Kostenwahrheit 
• Durchkapitalisierung der Gesellschaft7, 

einzelwirtschaftliche Interessen 
• Bindung enormer Kapitalbeträge in den 

konventionellen Infrastruktursystemen8 
• geltende steuerrechtliche und wirtschaftli-

che Rahmenbedingungen 
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Notwendige Handlungs- und Änderungs-
ansätze sehe daher auch ich insbesondere 
in folgenden Bereichen: 

� (verwaltungs-)strukturelle Gründe 
• Ressortprinzip in den Verwaltungen mit 

„klassischer“ Funktionenteilung  
� gesellschafts- und bildungspolitische Ansät-

ze 
• Widerspruch zwischen gängiger Verwal-

tungspraxis und -struktur und notwendigen 
angepassten Strukturen. � Verbesserung der Aus- und Weiterbildung 

der am Planungs- und Bauprozess betei-
ligten Akteure, 

• mangelhafte Kommunikations- und Koope-
rationsstrukturen  

• Revision des Wachstumsprinzips: „Ent-
wicklung statt Wachstum“, „Qualität statt 
Quantität“ 

� wohnungs- und städtebauliche sowie ver-
kehrspolitische Gründe 
• geltende wohnungswirtschafts- und ver-

kehrspolitische sowie städtebauliche 
Rahmenbedingungen (wie z.B. wie z.B. die 
Eigenheimzulage, die Entfernungs-
pauschale, die Grund(erwerbs-)steuer, der 
kommunale Finanzausgleich und die Ziel-
setzungen des Bundesverkehrswege-
plans) 

• Effizienz, Suffizienz, Konsistenz, 
• langfristiges Denken und Handeln in Politik 

und Alltag, 
• Rückverlagerung ökologischer, sozialer 

und ökonomischer Verantwortung auf die 
breite Basis, 

� wirtschafts- und finanzpolitische Ansätze 
• Änderung des Finanzsystems9, Die Vielschichtigkeit der genannten Gründe 

zeigt auf, dass die Diskussion über eine Risi-
kovorsorge und zukunftsfähige Entwicklung 
nicht allein in Planerkreisen stattfinden kann. 
Darüber hinaus ist auch - aufgrund der oft glo-
balen Wirkungszusammenhänge der Sied-
lungs- und Verkehrspolitik - eine auf Deutsch-
land beschränkte Betrachtung nicht ausrei-
chend. Dennoch beziehen sich die folgenden 
Aussagen auf die in Deutschland gegebenen 
Rahmenbedingungen. 

• nachhaltige, ökologische Steuer- und Sub-
ventionspolitik10, 

• soziale und ökologische Marktwirtschaft, 
• Kostenwahrheit, 
• Entwicklung langfristig wirtschaftlich tragfä-

higer Infrastruktursysteme (Energie, 
(Ab)Wasser, Abfall), 

� (verwaltungs-)strukturelle Ansätze 
• Regionalisierung, Vernetzung, 
• Verwaltungsstrukturreform: Interdiszipli-

näre Arbeits- und Verwaltungsstrukturen, 
Ein nachhaltiger, ökologischer Umbau beste-
hender Strukturen und eine langfristige Risiko-
prävention setzen erhebliche Eingriffe in das 
derzeitige gesellschaftliche, ökonomische und 
rechtliche System voraus. Ohne ein „radikales“ 
Aufweichen des herrschenden Gesellschafts- 
und Wirtschaftssystems ist ein wesentlicher 
Fortschritt nicht zu erreichen! 

• integrierte Entwicklungsplanung, 
• Unterstützende „Kommunikations- und Be-

ratungsstrukturen“11, 
� wohnungs- und städtebauliche sowie ver-

kehrspolitische Ansätze 
• Neuausrichtung der Städtebau- und Ver-

kehrspolitik12. 

Diese Ansätze verdeutlichen, dass eine zu-
kunftsfähige Entwicklung einen gesellschaft-
lichen und politischen Wertewandel in Rich-
tung einer globalen, langfristigen und genera-
tionenübergreifenden ökologischen, ökonomi-
schen und sozialen Beständigkeit und Gerech-
tigkeit voraussetzt.  
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Dieses neue Werteverständnis muss sich 
letztendlich auch in unserer Planungskultur 
widerspiegeln. 

Unter dem Begriff Planungskultur werden fol-
gende Themen eingeordnet: 
a) Planungsinstrumente und Umsetzungs-

strategien 
b) Selbst- und Rollenverständnis von Pla-

nung bzw. Planerinnen und Planern  
c) Planungsorganisation / Gestaltung von 

Planungsabläufen / Projektmanagement 
d) Verwaltungsstrukturen und –abläufe  
e) Kommunikations- und Partizipationspro-

zesse in der Planung 
f) Kooperation zw. Bürgerinnen und Bürgern, 

Investoren und Verwaltung 
g) Aus- und Weiterbildung der am Planungs- 

und Bauprozess beteiligten Akteure. 

Von den genannten Themen, die teilweise eng 
miteinander verknüpft sind, werden im Folgen-
den schwerpunktmäßig die Bereiche 
Planungsinstrumente und Umsetzungsstrate-
gien, Kommunikation und Partizipation und 
Aus- und Weiterbildung diskutiert  
 
Planungsinstrumente und Umsetzungs-
strategien 

Das gegenwärtig verfügbare Instrumentarium 
für eine zukunftsfähige Stadtentwicklung und 
eine langfristige Risikovorsorge erscheint aus-
reichend. Dieser Schluss lässt sich aus der 
Übersicht in Abbildung 1 („Harte“ und „weiche“ 
Planungsinstrumente und Umsetzungsstrate-
gien zur Risikovorsorge und zukunftsfähigen 
Stadtentwicklung) ziehen, in der die unter-
schiedlichen Planungsinstrumente und Umset-
zungsstrategien, geordnet nach rechtlichen 
und ökonomischen („harten“) sowie informellen 
(„weichen“) Instrumenten wiedergegeben sind. 
Es zeigt sich, dass den städtischen Verwaltun-
gen und politischen Gremien außerhalb der 
festgelegten, formellen Instrumente und Ver-
fahren eine Fülle von informellen Möglichkeiten 
zur Umsetzung einer nachhaltig orientierter 
Stadtentwicklung und zur Prävention poten-

tieller Risiken zur Verfügung steht. So zum 
Beispiel die informellen Pläne und Programme 
(wie z.B. integrierte Stadtentwicklungskon-
zepte, Klimaschutzkonzepte, Agenda-21-Do-
kumente), partizipatorische Instrumente, pro-
zessuale und verwaltungsstrukturelle Ansätze, 
eigene stadtpolitische Handlungsmöglichkeiten 
(wie z.B. eine nachhaltig orientierte und vor-
ausschauende kommunale Flächenhaushalts-
politik) und allgemeine gesellschafts- und bil-
dungspolitische Ansätze (vgl. Spalte „infor-
melle Planungsinstrumente und Umsetzungs-
strategien“ in Abbildung 1). Die Anwendung 
solcher Instrumente setzt jedoch vor allem 
politischen Wille und Mut voraus. Zudem muss 
hinzugefügt werden, dass die Kommunen hier-
bei auch auf eine effektive und interdisziplinäre 
Zusammenarbeit und Kooperation mit den 
über- und untergeordneten Planungsämtern 
und -ebenen, (wie z.B. der Raumordnung, 
Wasserwirtschaft, Umwelt- und Naturschutz 
Land- und Forstwirtschaft, Städtebau) und 
benachbarten Kommunen angewiesen sind. 
Beispielhaft sei hier nur das Stichwort „Hoch-
wasserschutz“ genannt. Hierbei spielt die 
Raumordnung (Regional- und Landesplanung) 
als übergeordnete, koordinierende Planung 
eine besondere Rolle, die weiter gestärkt wer-
den sollte.  

Bei der Betrachtung aller Instrumente und 
Strategien ist auch zu bedenken, dass Instru-
mente an sich noch keine Realität verändern. 
Sie müssen vielmehr als lösungsrelevant er-
kannt, problemangemessen ausgewählt und 
sinnvoll angewendet werden.13  

Jedes Instrument und jede Strategie der ver-
schiedenen Kategorien weist unterschiedliche 
Vor- und Nachteile auf. Daher ist eine optimale 
Kombination in Abhängigkeit von der Spezifik 
der individuellen Planungs- und Bauvorhaben 
und deren örtlichen Rahmenbedingungen an-
zustreben. Dies erfordert jedoch eine intensive 
Auseinandersetzung mit den Rahmenbedin-
gungen und allen potenziellen Akteuren (Äm-
ter, Fachplaner, als auch Grundstückseigen-
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Abbildung 1: “Harte” und “weiche” Planungsinstrumente und Umsetzungsstrategien zur 
Risikovorsorge und zukunftsfähigen Stadtentwicklung (eigene Darstellung)

Abbildung 1: “Harte” und “weiche” Planungsinstrumente und Umsetzungsstrategien zur 
Risikovorsorge und zukunftsfähigen Stadtentwicklung (eigene Darstellung)

rechtliche ökonomische

partizipatorischeUmwel tgesetze  und -
verordnungen  
= Bundesebene:

BNatSchG (insbes. Eingriffs-
Ausgleichsregelung), WHG, KrW-
/AbfG, BBodSchG, BImSchG, 
EnEG, UVPG, EnEV, ...
= Landesebene: 

Landeswassergesetze, 
Landespflegegesetze, usw.
= kommunale Ebene: 

verbindliche Verordnungen, 
Pläne, Satzungen und 
Programme wie z.B. 
Abfallsatzungen, Grünsatz-
ungen, Nahwärmesatzungen, 
Grünordnungspläne
=  …

Raumordnungs- und Baugesetze 
(planungs- und ordnungsrecht-
lich), Pläne, Satzungen, ...: 
= BauGB, BauNVO, 

Landesplanungsgesetze, 
Landesbauordnungen, ROG, …

= LEP, Regionalpläne, FNP, 
B’Pläne

= Darstellungen und Festsetzungen 
in FNP und BPlänen gem. § 5 und 
§ 9 BauGB [insbesondere die 
stadtökologischen Festsetzungen. 
gem. §9 (1) Nr. 2, 9, 10, 14, 15, 
16, 18, 20, 25a+b BauGB, i.V. mit 
BauNVO]

= VEP gem. § 12 BauGB
= städtebauliche Entwicklungsmaß-

nahmen (Anwendungsvereinba-
rungen) gem. § 165 - 171 BauGB

= städtebauliche Sanierungs-
maßnahmen (§§ 136 ff BauGB

= sonstige Satzungen (z.B. 
Gestaltungssatzungen, 
Erschließungsbeitragssatzung 
gem. § 132 BauGB,...)

= städtebauliche Gebote
= …

Vertragsrecht 
= städtebauliche Verträge nach § 11 

Abs. 1 Satz 2 BauGB 
Durchführungsverträge

= Erschließungsverträge gem. § 124 
BauGB

= privatrechtliche Verträge z.B. 
Auflagen beim Verkauf kommunaler 
Grundstücke 

= …

Formal definierte 
Beteiligungsinstrumente 
= Beteiligung im Rahmen der 

Bauleitplanung, des 
Naturschutzgesetzes, im UVP-
Verfahren, VwVfG  und den 
Gemeindeordnungen:
= frühzeitige und erweiterte 

Bürgerbeteiligung
= öffentliche Auslegung
= Anhörung und Erörterung 

= Petition und Bürgerantrag
= Bürgerbeauftragte 
= Beiräte und Ausschüsse
= Bürgerbegehren, Bürgerentscheide 
= sachkundige Bürger
= …

Kommunaler Finanzausgleich

Steuern
= Grundsteuer
= Energiesteuer (Mineralölsteuer, 

u s w . )
= Ökosteuern
= …

Gebühren und Beiträge, (Sonder-)
Abgaben und Lizenzen
= Abwassergebühren (z.B. gespalte-

ne, versiegelungsabhängig 
Abwassergebühr)

= Abfallgebühren (Differenzierung 
nach Eigenkompostierung, 
Gewicht usw.)

= CO -Abgabe, Verkehrsabgabe, 2

Naturschutzabgabe, Rohstoff-
abgabe, Abfallabgabe

= ...

Subventionen / Fördermittel / 
finanzielle Anreize
= staatliche, landesweite, kommu-

nale und institutionale 
Fördermittel

= Auflagen für die Wohnungsbau- 
oder Städtebauförderung

= städtische Förderprogramme für 
bautechnischen Wärmeschutz, 
den Einsatz emissionsarmer 
Heizungssysteme und regenerati-
ver Energiequellen im privaten 
und gewerblichen Bereich, 
Förderprioritäten nach ökologi-
schen Gesichtspunkten 

= Öko-Bausparverträge oder verbil-
ligte Kredite für ökologische 
Baumaßnahmen

= Anschubfinanzierungen, 
Vorfinanzierungen ökolog. 
Baumaßnahmen

= Non-Profit-Bank
= …

Sanktionen

Neue Finanzierungs- und 
Kooperationsmodelle
= Public-Privat-Partnership
= Least-Cost-Planing
= Contracting
= …

= Aus- und Fortbildung von 
Handwerkern, Ingenieuren, 
Planern, Verwaltungsangestell-
ten mit fachspezifischen und 
kommunikativen Kompetenzen

= ”neue Planungskultur”
= Aufklärung / Bildung der 

Bevölkerung und insbesondere 
aller am Bauwesen beteiligten 
Akteure über ökosystemare 
Zusammenhänge und 
Erkenntnisse u.ä.

= Beratung der Bauherren / 
Bauträger in Zusammenhang mit 
der Realisierung ökologisch sinn-
voller Projekte

= Sensibilisierung und 
Bewußtseinsbildung der 
Bevölkerung über Bildung und 
Öffentlichkeitsarbeit

= Förderung des eigenverantwort-
lichen Nutzerverhaltens durch 
Beratung, Aufklärung und 
Bildung der Bewohner / 
Bevölkerung (Schulbildung, 
Erwachsenenbildung, 
Fortbildung, VHS-Kurse, .....)

= qualifizierte Umsetzungskon-

informelle Pläne, Programme, 
usw.

= integrierte Stadtentwicklungs-
konzepte und -pläne

= städtebauliche Rahmenpläne
= Masterpläne
= Grünleitpläne, Landschafts- und 

Grünordnungs(rahmen)pläne
= Freiflächenentwicklungskonzepte
= Baulückenkataster
= Hochwasserschutzkonzepte
= Bodenschutzkonzepte
= Klimaschutzkonzepte
= Energie(versorgungs)konzepte
= Lärmminderungspläne
= Verkehrskonzepte
= Abwasserentsorgungskonzepte
= Agenda 21-Dokumente
= Ökologische Gesamtkonzepte
= …

Erkunden von Interessen und 
Meinungen
= Bürgerbefragungen
= schriftliche Befragungen / 

Haushaltsbefragungen
= Interviews
= aktivierende Befragung
= Teledemokratie 
= …

Informieren, Meinungen bilden
= Wurfsendungen, Aushänge 
= Ausstellungen 
= aktive Öffentlichkeitsarbeit über 

alle Medien
= Bürgerversammlungen
= Einwohnerfragestunde
= Informationsveranstaltungen
= Vorträge
= Diskussionsveranstaltungen  
= Exkursion 
= Ortsbegehung 
= Erfahrungsaustausch
= Beratungsangebote
= Motivation 
= Beschwerde- und Ideenmanage-

ment
= …

Informelle Beteiligung
(Zustätzlich zu den formal definier-
ten Instrumenten)
= bürgernahe Beratung 
= Aktion ”Ortsidee”
= aktivierende Beteiligung, “empo-

werment” (z.B. Aktion "Ortsidee") 
= Zukunftswerkstätten 
= ”Planungszellen” und 

Bürgergutachten
= Arbeitsgruppen 
= Zielgruppenbeteiligung
= Ombudsmann/-frau 
= …

Kooperation
= interdisziplinäre Zusammenarbeit
= Verhandlungen und Vereinbarungen
= ”runde Tische”
= Mediationsverfahren
= kooperative Planungsworkshops
= Scoping-Verfahren
= Quartiers-, Stadt- und Regionalforen 
= Anwaltsplanung 
= Werkstattgespräche
= ”planing for real” (nach T. Gibson)
= action planing
= Perspektivenwerkstatt / community 

planing (nach R. Jung)
= Fleximodo
= Zukunftskonferenzen
= Konsens-Konferenzen
= neue Kooperationen mit Verwaltung 

und Politik, Wirtschaft (Bürgerrat, 
e.V.,.gemeinderätliche AG, ..)

= public-private-partnership
= neue Kooperationsformen zw. 

Bauherren (Baugruppen, 
Genossenschaften, Bauteams, 
Bauherrengemeinschaft, ...)

= regionale und interkommunale 
Partnerschaften / Verbünde

= Agenda 21
= …

Prozessgestaltung und -
organisation
= verwaltungsstrukturelle Änderun-

gen: 
= Umgruppierung und -

strukturierung von Dienststellen 
und Dezernaten (z.B. 
Stadtentwicklungsdezernat)

= kooperative Projektentwicklung 
und frühzeitige interdisziplinäre 
Zusammenarbeit (zwischen den 
verschiedenen Ämtern und 
Fachplanungen und den über-
geordneten Raumplanungs-
ebenen) 

= Bildung weitgehend eigen-
ständiger verwaltungsinterner 
Koordinationsstellen sowie res-
sort- bzw. /dezernatübergreifen-
der AGs oder Projektteams auf 
Zeit, die die Verwaltungs-
hierarchien horizontal und teil-
weise auch ressortübergreifend 
verknüpfen = projektorientierte 
amtsinterne Prozeßgestaltung, 
-koordination, Projektmanage-
ment

= Benennung von Ansprech-
partnerInnen in den jeweiligen 
städtischen Dienststellen

= verstärkte Koordination der 
Bauträger und Projektanten 
durch die Stadtverwaltung

= "Objektivierung" von Planungs-
prozessen durch Verbesserung 
des amtsinternen und externen 
Informationsflusses 

= Integration von Erfahrungs-
trägern anderer Kommunen in den 
Prozess

= gemeinderätliche AG als 
Kommunikationsplattform

= Bildung projekt- oder stadtteilbezo-
gener Teams externer Fachleute, 
die die Verwaltung bei der Planung 
unterstützen und Planungsziele 
gegenüber anderen Planungs-
beteiligten vertreten sollen

= intermediäre Instanzen / 
Organisationen usw. im 
Zwischenfeld von Markt, Staat und 
privaten Haushalten (z.B. stadtteil-
bezogene oder quartiersnah ope-
rierende Beratungseinrichtungen 
[Stadtteil-/Quartiersmanagement], 
lokale Zusammenschlüsse und 
stadtweit operierende 
Beratungsvereine, landesweit 
arbeitende Beratungs- und 
Unterstützungseinrichtungen)

= vollständige oder teilweise 
Delegation der Planungsorgani-
sation und Projektkoordination an 
verwaltungsexterne Institutionen 
oder Trägergesellschaften (incl. 
Moderation und Begleitung von 
Fachveranstaltungen und öffentli-
chen Diskussionen)

= qualifiziertes Projekt-, Kommuni-
kations- und Konfliktmanagement

= qualifizierte (externe) 
Planungsbewertung, Planungs-, 
Umsetzungs- und Erfolgskontrolle 

= …

= vorausschauende, nachhaltige, 
langfristige Stadtentwicklungs-
politik und Risikovorsorge
= Kommune als Vorreiter und Vorbild 

bei kommunalen Bau- und 
Sanierungsmaßanhmen
= Marktteilnahme / nachhaltige 

Flächenhaushaltspolitik
= Flächenbevorratung zur 

Steuerung der Ortsentwicklung 
(=Baulandbewirtschaftung, 
Bodenvorratspolitik)

= Nutzung des Vorkaufsrechts 
und der Möglichkeiten des 
Umle-gungsverfahren

= Verkauf kommunaler 
Grundstücke und Immobilien 
mit ökologisch orientierten 
Auflagen

= Erhalt, Erweiterung, Rück-
gewinnung von Auen, Hochwas-
serrückhalteflächen und Über-
schwemmungsgebiete

= Eigenverpflichtung der Kommune 
(z.B. zum Verzicht auf Neuaus-
weisung von Einzelhandel auf der 
grünen Wiese oder Ausweisung 
von reinen Wohngebieten)

= weitestgehende Ausnutzung der 
zur Verfügung stehenden rechtli-
chen Möglichkeiten und 
Anpassung des Ortsrechts

= Transparenz von 
Verwaltungshandeln (=Sachver-
handeln) und politischen 
Entscheidungen

= Fortbildung der Verwaltungs-
angestellten 

= zielgerichtete Wettbewerbe und 
Ausschreibungsverfahren

= Rückbau von “Risikoprojekten”…
= Förderung und Umsetzung einer 

Entsiegelungs- und Wasserrück-
haltestrategie

= …

Zertifikate, Lizenzen, 
Kompensationsregelungen
= CO -Zertifikate2

= …

prozessuale / strukturelle stadtpolitische Handlun gs-
möglichkeiten

informelle

gesellschafts und bildungs-
politische Handlungsmöglichkeiten
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tümer und sonstige Betroffene) innerhalb der 
ersten Planungsphasen. Die Vorbereitung des 
gesamten Planungsablaufes und die Planung 
des Einsatzes verschiedener Instrumente 
müssen als Bestandteile integrierter Gesamt-
konzepte begriffen werden. 

Die schnelle Einführung und Umsetzung weite-
rer zur Zeit schon in der Vorbereitung und in 
der Fachdiskussion befindlichen rechtlichen 
und ökonomischen Instrumente, wie z.B. die 
strategische Umweltverträglichkeitsprüfung 
(Plan- und Programm-UVP), die indikatoren-
basierte Nachhaltigkeitsprüfung, die Vermei-
dungsuntersuchung sowie die sogenannten 
„ökologischen Sanierungsgebiete“ und die 
Bodenwert- und Bodenflächensteuer, ist im 
Sinne der zukunftsfähigen Entwicklung zu 
befördern. 

Bedeutung „weicher“ Instrumente und 
Strategien 

Als Ursache für viele Planungs-, Umsetzungs- 
und Vollzugsdefizite sind Unwissenheit, Unsi-
cherheiten und Voreingenommenheiten ge-
genüber Neuem und Veränderungen, fehlende 
Motivation, Missverständnisse, Kommunikati-
onsprobleme zwischen den Akteuren sowie 
zahlreiche andere, nicht zuletzt finanzielle 
Gründe zu nennen. 

Es kann folglich behauptet werden, dass die 
Gründe für die vorhandenen Umsetzungsdefi-
zite weniger naturwissenschaftlich-technischer 
Art sind, sondern eher soziologischer Art. Aus-
gehend von dieser Behauptung lässt sich die 
These aufstellen, dass für eine nachhaltige 
Entwicklung den „weichen“ Instrumenten, wie 
z.B. neuen Kooperations- und Kommunikati-
onsformen, Qualifizierungsmaßnahmen, kom-
munale Selbstverpflichtungen, flexiblere Ver-
waltungsformen usw., in Zukunft eine sehr viel 
größere Rolle zukommen muss. Auf einige 
wichtige Aspekte wird im Folgenden näher 
eingegangen. 

Erfahrungen bei einzelnen Modellprojekten 
bestätigen bereits, dass der verstärkte Einsatz 

informeller Instrumente und Strategien zu gro-
ßen Erfolgen – in quantitativer und vor allem in 
qualitativer Hinsicht – im Sinne einer zukunfts-
fähigen Stadtentwicklung führt. Deshalb sollte 
ihre Anwendung und Weiterentwicklung stärker 
vorangetrieben und gefördert werden. 

Kommunikations- und Partizipationspro-
zesse in der Planung  

Die heutige Planungspraxis, aber auch der 
bestehende administrativ-politische Umgang 
mit Planungsverfahren stoßen zusehends auf 
Akzeptanzprobleme. Durch- und Umsetzungs-
probleme politischer Strategien und Ziele sind 
die Folge. 

Forschungsergebnisse von BRUNS/LUZ14 
belegen zudem, dass das in Plänen zusam-
mengetragene Fachwissen im Laufe von Pla-
nungsprozessen meist erheblich reduziert wird. 
BRUNS/LUZ schätzen am Beispiel der Land-
schaftsplanung den Verlust an ”wissen-
schaftlich fundierten Grundlageninformationen” 
zwischen den Stationen Wissenschaft und 
Planung auf 50% und den zwischen Planung 
und Politik auf weitere 45%. Damit gehen 95% 
des Fachwissens also verloren bzw. gelangen 
nicht zur Umsetzung.15  

Diese Forschungsergebnisse bestätigten die 
Aussage von SELLE, dass Fachwissen wir-
kungslos bleibt, wenn es sich nicht in Verstän-
digungsprozessen – zwischen sehr verschie-
denen Beteiligten – zu bewähren vermag.16 

Dies veranschaulicht, dass jede Planungsauf-
gabe zwei Seiten hat:  
� die Auseinandersetzung mit Sach- und 

Fachfragen einerseits und  
� die Gestaltung des Prozesses mit und zwi-

schen den Akteuren andererseits.17  

Das in diesem Zusammenhang oft genannte 
Stichwort Partizipation darf jedoch nicht zu 
einseitig ausgelegt werden. Es sind nicht nur – 
wie derzeit vielerorts praktiziert – neue Instru-
mente und Methoden für die Bürgerbeteiligung 
zu entwickeln und anzuwenden, sondern auch 
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dürfen keine Leerformeln bleiben, sondern sind 
in der Planungspraxis umzusetzen. 

neue Kommunikations-, Vermittlungs- und Ko-
operationsmodelle, die im Rahmen von Pla-
nungsprozessen angewandt werden können. 
Dabei sind die unterschiedlichen Rollen, Quali-
fikationen und Interessenlagen der beteiligten 
und betroffenen Akteure zu berücksichtigen. 
Auch für Auseinandersetzungen innerhalb von 
Verwaltungsstrukturen sind neue Ansätze not-
wendig. 

Weitere Lösungsansätze für die genannte 
Problematik werden derzeit insbesondere auch 
in Verwaltungsumstrukturierungen und stärke-
ren Projektorientierungen gesehen. Innerhalb 
vorhandener Verwaltungsstrukturen werden 
Projektgruppen gebildet und diese aus der 
üblichen Hierarchie ausgegliedert. Beispielhaft 
seien hier nur die „Geschäftsstelle Vauban“, 
die „Gemeinderätliche Arbeitsgruppe Vauban“, 
(in Freiburg i. Br.) sowie die Projektgruppe für 
das Französische Viertel in Tübingen genannt. 

Ein wichtiges Feld, das vor allem im Zuge der 
Haushaltsmittelverknappung der Kommunen 
immer mehr an Bedeutung gewinnt, ist die 
Kooperation zwischen Bürgern, Investoren und 
Verwaltung.  Aus bisherigen Projektgruppenerfahrungen 

lassen sich folgende Empfehlungen ableiten: In der gängigen Verwaltungspraxis sind Ko-
operationen oft unerwünscht oder lassen sich 
nur schwer in die Verwaltungsstrukturen und –
abläufe integrieren. Die herrschenden Verwal-
tungsstrukturen bzw. -hierarchien sind dafür 
nicht geschaffen. Es fehlen sog. „Brückenköp-
fe“, „Schaltstellen“ oder Ansprechpartner in der 
Verwaltung, die kompetent und entschei-
dungsbefugt sind. 

� Projektteams sind interdisziplinär zu beset-
zen und mit vielfältigen Freiheiten und Ent-
scheidungskompetenzen auszustatten.  

� Projektgruppen und sogenannte Brücken-
köpfe oder Schaltstellen bedürfen der poli-
tischen Unterstützung. 

� Prozessabläufe und Entscheidungsfindun-
gen sind transparent und nachvollziehbar 
zu gestalten. Oft entstehen hohe „Reibungsverluste“ an den 

Schnittstellen zwischen Verwaltung, Öffentlich-
keit und freier Wirtschaft.  

� Ein kontinuierlicher interner und externer 
Informationsaustausch ist unabdingbar. 

� Projektgruppen sollten Projekte von der 
Erstkonzeption bis zum Bau begleiten. Eine Änderung bzw. Verbesserung der bisher 

gängigen Kommunikations- und Kooperations-
strukturen in Planungsprozessen scheint für 
eine nachhaltige Entwicklung daher unum-
gänglich zu sein. Zusätzliche Infrastrukturen 
und Umgangsformen, die den Kommunika-
tions- und Kooperationsprozess zwischen allen 
Akteuren befördern, sind notwendig, um die 
enormen Verluste an den Schnittstellen zu 
minimieren. Die vielfach genannten Forderun-
gen wie  

� Eine personelle Kontinuität von Schlüssel-
personen sollte über die gesamte Projekt-
laufzeit gewährleistet sein. 

� Die Gefahren einer zu starken Projektori-
entierung sind zu beachten.18 

Auf der Suche nach ergänzenden Lösungsan-
sätzen empfiehlt sich der Blick über den Teller-
rand Deutschlands hinaus. So wird vielfach 
das niederländische System der Projekt- und 
Prozessorganisation als vorbildlich hervorge-
hoben. Die Konflikte an den Schnittstellen zwi-
schen Verwaltung und Öffentlichkeit bzw. freier 
Wirtschaft scheinen in den Niederlanden mini-
mal zu sein. Gründe hierfür könnten die vor-
ausschauende Entwicklungs- und Förderpolitik 
und die staatlich unterstützten Strukturen sein. 
Beispielhaft ist das niederländische Programm 

� interdisziplinäre Zusammenarbeit, 
� Entwicklung einer gemeinsamen Sprache 

zwischen allen Beteiligten,  
� prozesshaftes Denken,  
� integrierte Gesamtplanung,  
� ungehinderter Informationsfluss (in alle 

Richtungen) usw. 
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„stedelijk beheer“19 und das in den Niederlan-
den etablierte (und staatlich finanzierte) Sys-
tem zur Stützung von Bewohnerengagement 
zu nennen. 20 

� alternative Mobilitätskonzepte, 
� gesunde und sozialverträgliche Woh-

nungs- und Wohnumfeldgestaltung und 
� neue Kommunikations-, Vermittlungs- und 

Kooperationsverfahren In Deutschland wird im Rahmen des For-
schungsprogramms „Experimenteller Woh-
nungs- und Städtebau“ (ExWoSt) des Bundes-
amtes für Bauwesen und Raumordnung seit 
Januar 2002 das Forschungsfeld „3stadt2 - 
Neue Kooperationsformen in der Stadtent-
wicklung“ bearbeitet. In dem Forschungsfeld 
geht es um die Erprobung und wissenschaftli-
che Begleitung trilateraler Kooperationen zwi-
schen Bürgern, Investoren und Verwaltung in 
Sachen Stadtentwicklung. 

zu betonen. Es gilt die beträchtlichen Unsi-
cherheiten, aber auch Fehler bei der Planung, 
der Genehmigung und dem Bauprozess in 
diesen Bereichen zu reduzieren. 

Die Ausbildung bzw. Fortbildung ist aber auch 
um Inhalte zu ergänzen wie: 
� Kommunikative Kompetenzen (wie z.B. 

Rhetorik, Präsentations- und Vortrags-
techniken, Argumentations-, Verhand-
lungs- und Diskursfähigkeiten, Moderation, 
Vermittlungs-, Überzeugungs- und Beteili-
gungsmethoden) 

Es bleibt zu hoffen, dass mit dem neuen For-
schungsfeld wichtige Erkenntnisse für das 
Thema „Nachhaltige Stadtentwicklung“ ge-
wonnen und auch Erfahrungen aus dem Aus-
land einbezogen werden.  

� soziale Kompetenzen (wie z.B. Konflikt-
lösungsfähigkeit, Konfliktverhalten, Kritik-
fähigkeit, Teamfähigkeit, konstruktives Zu-
sammenarbeiten, Kooperationsfähigkeit)  

Ausbildung und Weiterqualifizierung der 
am Planungs- und Bauprozess Beteiligten  

� Methoden- und Problemlösungskompeten-
zen (wie z.B. ganzheitliches, vernetztes, 
komplexes Denken, Methoden und Tech-
niken des Prozess- und Organisations-
managements) 

Neben der Entwicklung neuer Planungsinstru-
mente und –methoden sowie der Verbesse-
rung der Kommunikations- und Kooperations-
strukturen darf die Ausbildung und Weiterqua-
lifizierung der am Planungs- und Bauprozess 
Beteiligten – als ein wesentlicher Baustein 
unserer Planungskultur – nicht vergessen wer-
den. 

Neben dem Fachwissen als Basisqualifikation 
sind diese Fähigkeiten Voraussetzung für die 
Bearbeitung und Lösung der immer komplexer 
werdenden Planungsaufgaben. 
 
Zusammenfassende Thesen Das neue bzw. erweiterte Rollenprofil der Pla-

nerinnen und Planer erfordert ein ebenso er-
weitertes Ausbildungsprofil. Zunächst muss die 
Vermittlung planungs- und bauspezifischen 
Fachwissens im Vordergrund stehen. Insbe-
sondere die (neuen) Methoden und Techniken 
zukunftsfähigen Planens und Bauens sind al-
len beteiligten Akteuren zu vermitteln. Hier sind 
besonders die Bereiche 

� Politischer Wille und Mut sind sowohl 
stärkstes „Instrument“ als auch unerlässli-
che Voraussetzung zukunftsfähiger Stadt-
planung und –entwicklung als auch Risiko-
prävention. Entgegengesetzt stellen politi-
sches Desinteresse und eine ablehnende 
Haltung gegenüber zukunftsfähigen Ansät-
zen auch die größten Hindernisse und 
Hemmnisse dar. Deshalb sollten schon auf 
Bundesebene politische Grundsatzent-
scheidungen in Richtung zukunftsfähigens 
Planens und Bauens getroffen werden.  

� schonender Umgang mit den Ressourcen 
Energie, Wasser, Grundstoffe, Boden, Luft, 

� Risikovorsorge (Hochwasser-, Klima-, Bo-
den und Emissionsschutz, Altlastensanie-
rung)  
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� Konkretisierung planungs-, bau- und 
umweltrechtlicher Vorgaben / Festset-
zung ökologischer Mindeststandards 
Ökologische Mindeststandards sind i.d.R. 
nur durch konkrete gesetzliche Vorgaben 
erreichbar. Die deutschen bau- und um-
weltrechtlichen Vorgaben sind jedoch oft 
zu abstrakt und nicht kontrollierbar. Pla-
nungsunsicherheit und Vollzugsdefizit sind 
die Folgen. Aufgrund dessen sind als Ers-
tes auf Bundesebene allgemein aner-
kannte und durchsetzbare Mindeststan-
dards aus ganzheitlicher, ökologischer 
Sicht zu definieren, wie dies z. B. im Ener-
giebereich mit der EnEV geschehen ist.  

� Veränderung herkömmlicher Planungs-
abläufe / Anpassung der HOAI 
Neue Planungsinstrumente und Strategien 
zur Förderung einer zukunftsfähigen 
Stadtentwicklung machen eine Verände-
rung der herkömmlichen Planungsabläufe 
notwendig. Die Integration (vor allem) in-
formeller Instrumente und –strategien in 
die Planungs- und Bauabläufe ist mit ei-
nem Mehraufwand verbunden, der hono-
riert werden muss. Die Anerkennung der 
Notwendigkeit neuer Instrumente bedingt 
eine Änderung der derzeitig gültigen HOAI. 

� Umfinanzierung und Kostenwahrheit 
Die Meinung, der ökonomische Aspekt sei 
das größte Hindernis für ökologisches, zu-
kunftsfähiges Bauen, ist nicht haltbar: öko-
logischer Stadtumbau wäre finanzierbar, 
wenn eine Umfinanzierung bzw. Um-
lenkung vorhandener Mittel stattfände und 
langfristiges Denken einsetzte.  
Der Aspekt „Kostenwahrheit“ (Internalisie-
rung der Umweltkosten) muss in Zukunft 
eine größere Rolle spielen. Hierdurch wür-
den sich ökologische Maßnahmen automa-
tisch stärker durchsetzen. 

� Der Umweltschutz auf freiwilliger Basis 
und der Einsatz informeller Instrumente 
und Strategien sind jeder staatlichen Reg-
lementierung vorzuziehen. Eine große Zu-

kunft liegt auch in den Mitteln der Ver-
tragsgestaltung (siehe Abb. 1 unter „Ver-
tragsrecht“). 

� Ein großes bislang weitgehend ungenutz-
tes Potenzial zukunftsfähigen Bauens liegt 
in jedem einzelnen Bürger und jeder Bür-
gerin und damit in allen Gebäudenutzern. 
Die BürgerInnen sind wieder stärker mit in 
die Planung einzubeziehen und hierdurch 
mit in die Verantwortung zu nehmen.  

Nur durch eine Verknüpfung aller zur Verfü-
gung stehenden Planungsinstrumente sowohl 
aus der Stadtplanung als auch aus Wirt-
schaftsförderung und Sozialplanung lassen 
sich eine vorausschauende Risikovorsorge 
und zukunftsfähige städtebauliche Ent-
wicklungs effektiver realisieren. 
 
Fazit 
Der kurze Abriss der Thematik legt dar, dass 
es erforderlich ist, unsere derzeitige Planungs-
kultur zu überdenken und neue Planungsin-
strumente und –methoden und Prozessabläufe 
zu entwickeln und zu erproben.  

Diese Forderung darf jedoch nicht dahinge-
hend missverstanden werden, dass die zu-
kunftsfähige Entwicklung unserer Städte allein 
durch einer veränderte Planungskultur erreicht 
werden kann. Es sind vielmehr Fortschritte in 
allen Bereichen erforderlich, die auf die Stadt-
entwicklung Einfluss haben. So ist an der Ent-
wicklung geeigneter technologischer und öko-
nomischer Instrumenten zu arbeiten. Insbe-
sondere im Ver- und Entsorgungsbereich kön-
nen weitergehende technologische Ent-
wicklungen – die durchaus in naturnahen Ver-
fahren zu finden sind – oder gezielte Förde-
rungen ökologischer und sozialverträglicher 
Konzepte einen wesentlichen Beitrag für eine 
zukunftsfähige Entwicklung leisten. Diese As-
pekte wurden jedoch bewusst im Rahmen die-
ser Stellungnahme außer Acht gelassen. Sie 
erfordern eine gesonderte Betrachtung. 

Abschließend möchte ich nochmals betonen, 
dass neben den vielen einzeln genannten 
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Bausteinen vor allem der gesamtgesellschaftli-
che Umdenkprozess in Richtung einer globa-
len, langfristigen und generationenübergrei-
fenden ökologischen, ökonomischen und sozi-
alen Beständigkeit und Gerechtigkeit unab-
dingbare Voraussetzung für eine zukunftsfä-
hige Entwicklung und Risikovorsorge ist. 
 

 
1  Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Informationen aus 

der Forschung des BBR, Nr. 5, Oktober 2001 
2  Anmerkung: Ich stelle jedoch in Frage stellen, ob die meist auf der „Grünen 

Wiese“ stattfindenden Neubaumodellprojekte, wie z.B. in Hannover-
Kronsberg oder Freiburg-Rieselfeld, denn wirklich Modellprojekte für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung sind?! 

3  Sowohl das „Konzept Nachhaltigkeit“ des Abschlußberichts der Enquete-
Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt – Ziele und Rahmen-
bedingungen einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung“ des 13. 
Bundestages (1998) als auch die verkündete Absicht der im Oktober 1998 
neu angetretenen Bundesregierung betonen, dass „[...] über Partei- und 
Koalitionsgrenzen hinweg Wachstum das unbezweifelte und unangefoch-
tene Grundprinzip und Ziel staatlichen Steuerungshandelns in Deutschland 
ist und in der absehbaren Zukunft sein wird. [...] Selbst wenn es gelingt, 
Prinzipien der Agenda 21 in bestimmten gesellschaftlichen Bereichen Gel-
tung zu verschaffen, etwa durch Energieeinsparung, Abfallreduzierung, 
veränderte Muster der Flächen- und Raumnutzung, Verringerung des Ver-
kehrsaufkommens, wird Wachstum unter gegenwärtigen Produktions- und 
Reproduktionsbedingungen zu einer Intensivierung der Raum- und Natur-
nutzung, zum Fortschreiten der Verstädterung, zur Steigerung von weltwei-
ten Verflechtungen und weltumspannender Mobilität von Menschen und 
Gütern, zur Steigerung von Lebensstandard und Verbrauch mitsamt ihren 
Folgeerscheinungen führen. Dafür stehen der globale Druck der Konkur-
renz und Kapitalverwertung sowie die kaum in Frage gestellten sozialen 
Ansprüche, Bedürfnisse und Verhaltensweisen. [....] Die Wachstumspro-
zesse, wie sie oberstes Ziel der Regierungspolitik aller entwickelten und als 
entwicklungsbedürftig angesehenen Ländern sind, gehen vor allen Dingen 
in den hochentwickelten Ländern Hand in Hand mit einer fortschreitenden 
Durchkapitalisierung der Gesellschaft und – damit verbunden – einer pri-
mär auf wirtschaftlichem Kalkül basierenden Veränderung der Raumstruk-
tur. [....]“, Heil, Karolus, „Stadtentwicklungsplanung und Nachhaltigkeit – 
neuer Wein in alten Schläuchen?“, in: Informationen zur Raumentwicklung, 
Heft 1.2000, S. 21 ff 

- siehe hierzu auch: Sondervotum des Kommissionsmitgliedes Prof. Dr. 
Jürgen Rochlitz zu dem Abschlußbericht der Enquete-Kommission 
„Schutz des Menschen und der Umwelt – Ziele und Rahmenbedingun-
gen einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung“ des 13. Bun-
destages (1998), S. 399 ff 

4  „Ängste vor der Einbuße von persönlichem oder institutionellem Einfluß, 
vor dem Verlust von Handlungskompetenz und Handlungssicherheit; vor 
Konkurrenz und dem Verlust von Wohlstand, Stabilität und ökonomischer 
Sicherheit.“ 
Heil, Karolus, „Stadtentwicklungsplanung und Nachhaltigkeit – neuer 
Wein in alten Schläuchen?“, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 
1.2000, S. 21 ff 

 

6  siehe hierzu auch: Kennedy, Margrit, Geld ohne Zinsen und Inflation, 
Wilhelm Goldmann Verlag, 1994 und Radermacher, Franz Josef, Balance 
oder Zerstörung – Ökozsoziale Marktwirtschaft als Schlüssel zu einer 
weltweiten nachhaltigen Entwicklung, Wien, 2002 

7  „[...] Die Wachstumsprozesse, wie sie oberstes Ziel der Regierungspolitik 
aller entwickelten und als entwicklungsbedürftig angesehenen Länder sind, 
gehen vor allen Dingen in den hochentwickelten Ländern Hand in Hand mit 
einer fortschreitende Durchkapitalisierung der Gesellschaft und – damit 
verbunden – einer primär auf wirtschaftlichem Kalkül basierenden Verän-
derung der Raumstrukturen,“ Heil, Karolus, „Stadtentwicklungsplanung 
und Nachhaltigkeit – neuer Wein in alten Schläuchen?“, in: Informationen 
zur Raumentwicklung, Heft 1.2000, S. 21 ff 

                                                                       
8  Otterpohl, Ralf, in: gwf Wasser Abwasser, 139 (1998), Nr. 11, S. 702: 

„Allein das enorme Anlagenvermögen der Wasserver- und –entsorgung, 
das in den letzten 150 Jahren akkumuliert wurde [...der Wiederbeschaf-
fungswert allein der Abwasserentsorgung in Deutschland liegt bei ca. 400 
Mrd. DM..], verdeutlicht die ökonomische Dimension, wenn im Zuge der 
Nachhaltigkeitsdebatte durchgreifende Strukturänderungen wie zum Bei-
spiel eine dezentrale Versorgung, Brauchwassernetze, Rückbau der 
Schwemmkanalisation, Etablierung von Kleinkläranlagen, o.a. gefordert 
werden.“; 

9  siehe hierzu: Kennedy, Margrit, Geld ohne Zinsen und Inflation, Wilhelm 
Goldmann Verlag, 1994 und Radermacher, Franz Josef, Balance oder 
Zerstörung – Ökosoziale Marktwirtschaft als Schlüssel zu einer weltweiten 
nachhaltigen Entwicklung, Wien, 2002 

10  Es sind keine zusätzlichen Subventionsgelder notwendig, sondern Um-
schichtungen der vorhandenen Mittel unter ökologischen bzw. nachhalti-
gen Aspekten. Karl Ganser geht sogar soweit zu sagen, dass die Einstel-
lung der Subventionierung automatisch zu nachhaltiger Entwicklung führe. 

11  z.B. intermediäre Organisationen 
12  „[...] Dazu gehört ein komplexes Bündel von Strategien, das Bund, Ländern 

und Kommunen aufgegeben ist. Aufgabe des Bundes und der Länder ist 
es vor allem, politisch gesetzte Rahmenbedingungen zu verändern. So 
besteht noch eine Vielzahl von Regelungen in Bereichen des Steuerrechts, 
der Wohnungs-, Wirtschafts- und Verkehrspolitik, in den Landesbauord-
nungen und in diversen Förderrichtlinien, die Zersiedelungstendenzen und 
Verkehrswachstum sogar fördern. Solche Rahmenbedingungen ließen sich 
auch so gestalten, dass sie eine ressourcenschonende Stadt- und Orts-
entwicklung unterstützen anstatt diese zu hemmen. Zum Beispiel könnte 
die Wohnungsbauförderung (Eigenheimzulage) auf Standorte im Innenbe-
reich der Städte und Gemeinden, auf Standorte mit Bahnanschluss und auf 
flächensparende und ökologische Bauweisen konzentriert werden. Auch 
die ohnehin anstehende Grundsteuerreform stellt eine Chance dar, eine 
bodenwert- und bodenflächenbezogene Grundsteuer zu gestalten, die der 
Mobilisierung innerstädtischer Brachflächen dienen und flächensparende 
Bauweisen begünstigen würde. Auch eine Weiterführung der Ökosteuer 
mit stufenweiser Verteuerung des Energieverbrauchs sowie die Weiterent-
wicklung über den Energiesektor hinaus durch einen Einbezug der Be-
steuerung auch von Bodenabbau und Bodenflächenverbrauch würden sich 
harmonisch in eine Neuausrichtung der Städtebau- und Verkehrspolitik 
einfügen.[...]“, Apel, Dieter, in: Wolfgang Christ, Willi Loose, Städtebauli-
che und ökologische Qualitäten autofreier und autoarmer Stadtquartiere, 
Freiburg 2001 

13  nach: Bochnig, Stefan und Selle, Klaus (Hrsg.) Freiräume für die Stadt – 
Sozial und ökologisch orientierter Umbau von Stadt und Region, Band 2 – 
Instrumente der Freiraumentwicklung, 1993, S. 19 

14  vgl. Bruns, Diedrich, Luz, Frieder, „Kommunikation und Planung“, in: 
Garten + Landschaft, Heft 3/1992, S. 19-23 

15  nach: Selle, Klaus: „Planung und Kommunikation – Anmerkungen zur 
Renaissance eines alten Themas“, in: DISP 129, 1997, S. 40 ff 

16  nach: Selle, Klaus, „Planung und Kommunikation – Anmerkungen zur 
Renaissance eines alten Themas“, in: DISP 129, 1997, S. 40 ff  

17  nach: Bürgerbüro Stadtentwicklung Hannover (Hrsg.), Selle, Klaus und 
Wimmer, Ansgar, Nachhaltige Kommunikation und Bürgerorientierung – 
Stärken, Schwächen, Erfolgsfaktoren, Hannover, 1999, S. 4 

18  Trotz zahlreicher Vorteile, die eine stärkere Projektorientierung haben 
kann, dürfen die Gefahren nicht übersehen werden, die damit verbunden 
sein können. Die Stadtentwicklungsplanung ist eine querschnittsorientierte 
Gesamtplanung. Einzelprojekte sind z.T. eindimensional ausgerichtet, ih-
nen kann der räumliche und funktionale Bezug zur Gesamtstadt fehlen. 
Liegen keine konkreten Zielvorstellungen für die Gesamtstadtentwicklung 
vor – z.B. in Form von Stadtentwicklungs-, Master- oder Rahmenplänen - 
können in sich stimmige Projekte einer sinnvollen, nachhaltigen gesamt-
städtischen Entwicklung entgegenlaufen. Flexible Rahmenvorgaben durch 
Gesamtplanungen sind daher unerlässlich. 

19  Seit Ende der 70er Jahre entwickelte sich in den Niederlanden ein neues 
Aufgabenfeld: „Die kontinuierliche planvolle Betreuung von Instandhaltung 
von Quartieren in Zusammenarbeit aller professionell oder interessenspezi-
fisch Beteiligten oder Betroffenen. Dieses Tätigkeitsfeld wir mit dem Begriff 
„ stedelijk beheer“ bezeichnet. [...] Das stedelij beheer ist das kontinuierli-
che Verbessern, Anpassen und Entwickeln von Gebieten, um die Qualität 
der Stadt bzw. seiner Quartiere hinsichtlich ihrer gesellschaftlichen Funkti-
on zu erhalten oder wiederherzustellen.“, Kemper, Stephan, Schmals, 
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Klaus M., Steuerungsinstrumente der sozialintegrativen Stadtentwicklung, 
2000)  

20  Bewohner städtischer Quartiere in den Niederlanden stehen mit dem 
Interesse, selber aktiv zu werden und Probleme im Wohnbereich anzuge-
hen oder sich mit Plänen städtischer Behörden auseinander zu setzen, 
nicht allein da. Sie können vielmehr mit Beratung und Unterstützung rech-
nen. Mehr noch: sie können in der Regel sogar zwischen unterschiedlichen 
Beratungsangeboten unabhängiger Organisationen wählen. Es ist seit Be-
ginn der 70er-Jahre in den Niederlanden so etwas wie ein „Markt“ für Bera-
tungs-, Unterstützungs-, Schulungs-, Vermittlungs- und Managementleis-
tungen für verschiedenste Bewohner-Aktivitäten im Rahmen der Entwick-
lung städtischer Quartiere entstanden. Man kann inzwischen von einem 
etablierten System zur Stützung von Bewohnerengagement sprechen. Es 
gibt zwar deutliche regionale Schwerpunkte, prinzipiell sind aber Bera-
tungsangebote in allen Städten und Regionen des Landes verfügbar. Es 
lassen sich drei Kategorien unterscheiden:  
• Stadtteilbezogene oder quartiernah operierende Beratungseinrichtun-

gen 
• Die lokalen Zusammenschlüsse und stadtweit operierenden Beratungs-

vereine 
• Die landesweit arbeitenden Beratungs- und Unterstüzungseinrichtun-

gen. 

(nach: Selle, Klaus, Mit den Bewohnern die Stadt erneuern. Der Beitrag 
intermediärer Organisationen zur Entwicklung städtischer Quartiere. Beo-
bachtungen aus sechs Ländern, Band 1, Dortmund, 1991)  

siehe auch:  

- Haars, Anne, „Kommunale Quartiersentwicklung in den Niederlanden. 
Konzept und Umsetzung des Stedelijk Beheer“, in: Dortmunder Beiträ-
ge zur Raumplanung, Blaue Reihe Band 107, Dortmund, 2001 

- Staubach, Reiner, Lokale Demokratie, moderne Dienstleistungen, so-
ziale Problemlösungen..., Der Beitrag intermediärer Organisationen zur 
Entwicklung städtischer Quartiere in den Niederlanden, Dortmund, 
1991 

- Staubach, Reiner, „Finanzierung intermediärer Orga-
nisationen. Zwischen Abhängigkeit von „Staatsknete“ 
und „Marktzwängen“, in: RaumPlanung 55, 1991 
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